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Mehr Geld für Bildung – eine Utopie? 
Bildung braucht bessere Bedingungen 

Die Erfahrungen im Umgang mit der Pandemie haben erneut deutlich gezeigt, dass unser Bildungs-
system chronisch unterfinanziert ist: zu große Klassen, zu hohe Pflichtstunden und eine sehr oft 
desolate Infrastruktur. 

Zu geringe Bildungsausgaben tragen entscheidend dazu bei, dass der Bildungserfolg in Deutschland 
– im Gegensatz zu vielen andern Ländern – besonders stark von der sozialen Herkunft abhängt. 
Hierdurch ist es nicht möglich, mit guten Personalschlüsseln zu arbeiten. Mehr Lehrkräfte für Dop-
pelbesetzungen oder Unterricht in kleineren Gruppen, eine echte Ganztagsschule und nicht vielfach 
überlastete Lehrkräfte wären zentrale Elemente um der herkunftsbedingten Bildungsbenachteili-
gung in den Schulen entgegenzuwirken. Mehr Personal wäre zudem auch in Kitas und Hochschulen 
dringend erforderlich. Eine entsprechende Personalgewinnung setzt allerdings voraus, dass in eini-
gen Bereichen die Entlohnung auf ein angemessenes Niveau angehoben wird – zum Beispiel für die 
Erzieherinnen und Erzieher oder für die Grundschullehrkräfte. 

Neben fehlendem Personal besteht in Deutschland ein massiver Investitionsstau bei der öffentli-
chen Bildungsinfrastruktur. Zahlreiche Schulen sind in einem maroden Zustand, und auch zahlrei-
che Kindertageseinrichtungen und Hochschulen weisen einen großen Investitionsbedarf auf. Zu-
dem besteht ein erheblicher Rückstand bei der digitalen Ausstattung. 

Die skizzierten Mängel spiegeln 
sich auch in den im internationa-
len Vergleich relativ geringen deut-
schen Bildungsausgaben wider. So 
gibt Deutschland – gemessen an 
der Wirtschaftsleistung, dem Brut-
toinlandsprodukt – mit 5,2 Prozent 
ein halbes Prozent weniger aus als 
der Durchschnitt der OECD-Länder. 
In zahlreichen Ländern wie Frank-
reich, Großbritannien, Finnland, 
Dänemark oder Norwegen liegen 
die Bildungsausgaben in Prozent 
des BIP um etwa zwei bis gut drei 
Prozent höher. Wollte Deutschland 
zu diesen Staaten und damit zur 
Spitzengruppe aufschließen, dann 
müssten die Bildungsausgaben pro 
Jahr um 60 bis 100 Milliarden Euro 
steigen. Dadurch könnte das deut-
sche Bildungssystem wesentlich 
verbessert werden. 



Perspektiven und Alternativen – Politikwechsel erforderlich
Unter den gegenwärtigen finanzpolitischen Bedingungen ist mit einer 
Steigerung der Bildungsausgaben nicht zu rechnen. Für gute Bildung 
benötigen wir dringend einen finanzpolitischen Politikwechsel mit einer 
neuen Regierungsmehrheit.

Mit Überwindung der Corona-Krise droht sogar die Rückkehr zur schwar-
zen Null. Darüber hinaus haben FDP und Union in ihren Regierungspro-
grammen sogar Steuersenkungen in Aussicht gestellt, die den Ausgaben-
spielraum zusätzlich einschränken würden. Für bessere Bedingungen im 
Bildungsbereich müssen wir solchen Politikansätzen die rote Karte zei-
gen.

Auch weil auf der Ausgabenseite höhere Bildungsausgaben in Konkur-
renz mit anderen, gesellschaftlich ebenfalls wichtigen Vorhaben stehen. 
An erster Stelle ist die sozial-ökologische Transformation zu nennen, in 
deren Rahmen die Energie- und Verkehrswende finanziert werden muss. 

Aus all dem ergibt sich, dass die chronische Unterfinanzierung des Bil-
dungssystems nur durch deutlich höhere Einnahmen beseitigt werden 
kann. Erforderlich hierfür wäre zum einen eine Reform der Schulden-
bremse, die kreditfinanzierte Ausgaben für die öffentliche Infrastruktur 
wieder ermöglicht. Durch solche Ausgaben wird ein staatliches Vermö-
gen geschaffen, das den aufgenommenen Krediten auf der Habensei-
te gegenübersteht. Gerade eine deutlich erhöhte Finanzierung der Bil-
dungsinfrastruktur verspricht ein zukünftig höheres Bildungsniveau, das 
perspektivisch über höhere Einkommen auch zu deutlich mehr staatli-
chen Einnahmen führen wird. 

Mehr Einnahmen können auch durch sozial ausgewogene steuerpoliti-
sche Maßnahmen erzielt werden. Insbesondere eine höhere Besteue-
rung von großen Einkommen, Vermögen und Erbschaften wäre sinnvoll. 
Denn während in Folge der Pandemie vielen armen Haushalten die priva-
te Überschuldung droht, verfügen andere über ein enorm hohes Vermö-
gen: Auf die reichsten zehn Prozent der privaten Haushalte entfällt mehr 
als 60 Prozent des gesamten Nettovermögens. 

Eine moderate höhere Besteuerung des Vermögensbestandes durch die 
Wiedererhebung der Vermögensteuer (Freibetrag: eine Millionen Euro) 
und durch eine angemessene Besteuerung von großen Unternehmen-
serbschaften würde die im internationalen Vergleich sehr ungleiche Ver-
teilung des Reichtums in Deutschland zumindest im Ansatz korrigieren. 
Insgesamt könnten so pro Jahr gut 30 Milliarden Euro an zusätzlichem 

Mehr Informationen gibt es hier:
www.gew-shop.de/catalog/pro-
duct/view/id/1280/s/flyer-mit-prae-
mienprogramm-2020-2021/

1.199 Frankfurter Lehrkräfte aus 64 
Schulen haben sich an der vierwö-
chigen Arbeitserhebung beteiligt. 
Das sind gut 25% aller Frankfurter 
Lehrkräfte. 
Jetzt geht es darum, mit den Er-
gebnissen zu arbeiten, damit die 
Arbeitszeit reduziert wird und die 
Arbeitsbedingungen deutlich ver-
bessert werden. 
Weitere Informationen unter 
www.gew-hessen.de/aktuell/the-
men/arbeitsbelastung



Steueraufkommen generiert werden. Das Aufkommen aus beiden Steu-
ern steht den Bundesländern zu. Eine solidarische Aufteilung dieser 
Mittel nach dem Anteil der Bevölkerung würde dem hessischen Landes-
haushalt rund 2,2 Milliarden Euro an zusätzlichen Einnahmen zur Ver-
fügung stellen – Geld, dass die Bildungsausgaben in Hessen substanziell 
erhöhen und die Bedingungen für Bildung deutlich verbessern würde! 

Der Vorschlag des DGB zur Vermögensteuer 
Der Steuertarif soll progressiv wirken, beginnend mit einer Steuerbelas-
tung von einem Prozent ab einem Freibetrag von einer Million Euro. In 
Fällen der Zusammenveranlagung von Ehegatten und Lebenspartnern 
verdoppelt sich der Freibetrag. Der Steuersatz steigt dann linear-pro-
gressiv bis zu einem Nettogesamtvermögen von zwanzig Millionen Euro 
auf 1,5 Prozent an. Ab einem Vermögen von mehr als 100 Millionen Euro 
erhöht sich der Steuersatz auf 1,75 Prozent. In einer weiteren Stufe wird 
ab einem Vermögen von mehr als einer Milliarde Euro der Höchststeuer-
satz von 2 Prozent erreicht. 

Vermögensverteilung in Deutschland 2017
Grafik siehe erste Seite.

Bildung braucht bessere Bedingungen
Große Vermögen in Deutschland müssen stärker für ein  
soziales Gemeinwesen mit guten Bildungsangeboten in die 
Verantwortung genommen werden 

Die aktuelle Verteilung der Vermögensverteilung in Deutschland 
Mitte des vergangenen Jahres sorgten neue Daten des Deutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung für Aufsehen (Schröder u.a. 2020). Durch eine 
spezielle Untersuchung von besonders reichen Personen war es gelungen, 
die Vermögenskonzentration im Rahmen des Sozioökonomischen Panels 
(SOEP) genauer zu ermitteln – beim SOEP handelt es sich um eine seit 
1984 jährlich durchgeführte repräsentative Wiederholungsbefragung von 
Privathaushalten in Deutschland.

Gemäß dieser neuen Zahlen besitzen die reichsten zehn Prozent nicht wie 
bisher angenommen knapp 60 Prozent des gesamten Nettovermögens 
(Bruttovermögen abzüglich Schulden), sondern gut zwei Drittel davon. 
Sogar noch stärker als gedacht ist der Reichtum beim reichsten Prozent 
konzentriert: Dieses vereint 35 Prozent des gesamten Reichtums auf sich. 
Bis dahin belief sich der entsprechende Wert auf 22 Prozent. 
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Ähnlich hoch konzentriert ist das Nettovermögen, wenn private Haushal-
te zugrunde gelegt werden. Die entsprechenden Zahlen können auf Ba-
sis einer Erhebung der Bundesbank (Household Finance and Consump-
tion Survey, kurz HFCS) und den Angaben des Manager Magazins zu den 
reichsten Personen in Deutschland gewonnen werden (Bach 2020 27 ff.): 
Demnach besitzen die reichsten zehn Prozent aller Haushalte in Deutsch-
land 62 Prozent des Nettovermögens, auf das reichste Prozent der Haus-
halte entfallen 32 Prozent des gesamten Reichtums. 

Höhere Vermögen- und Erbschaftssteuer angezeigt 
Um diese krasse soziale Schieflage zu korrigieren und zusätzliche Einnah-
men für die öffentliche Hand zu generieren, schlägt das neue DGB-Steu-
erkonzept unter anderem die Wiedererhebung der Vermögensteuer vor. 
Diese Steuer fällt sowohl für natürliche als auch für juristische Personen 
(Kapitalgesellschaften wie Aktiengesellschaften und GmbHs) an. 

Für natürliche Personen ist ein persönlicher Freibetrag in Höhe von ei-
ner Million Euro vorgesehen, in Fällen der Zusammenveranlagung von 
Ehegatten und Lebenspartnern verdoppelt sich der Freibetrag auf zwei 
Millionen Euro. Der Steuersatz beträgt zunächst 1 Prozent – er steigt 
dann linear-progressiv bis zu einem Nettogesamtvermögen von zwanzig 
Millionen Euro auf 1,5 Prozent an. Ab einem Vermögen von mehr als 100 
Millionen Euro erhöht sich der Steuersatz auf 1,75 Prozent. In einer wei-
teren Stufe wird ab einem Vermögen von mehr als einer Milliarde Euro 
der Höchststeuersatz von 2 Prozent fällig. 

Der persönliche Freibetrag gilt nicht für juristische Personen. Um eine 
doppelten Besteuerung von Kapitalgesellschaften und ihren Eigentü-
merinnen und Eigentümern zu vermeiden, wird jeweils nur der halbe 
Vermögenswert von der juristischen bzw. der natürlichen Person besteu-
ert. 
Das Aufkommen aus der hier skizzierten Vermögensteuer läge vorsichtig 
geschätzt bei 25 Milliarden Euro. 
Neben der Wiedererhebung der Vermögensteuer soll auch bei der Erb-
schafts- und Schenkungssteuer eine höhere Besteuerung erfolgen. Aktu-
ell bestehen erhebliche Begünstigungen für Erben von Betriebsvermö-
gen: Deren steuerfreier Anteil an ihren Erbschaften fällt umso höher aus, 
je größer die Erbschaften (bzw. Schenkungen) sind. Da hohe und sehr 
hohe Erbschaften in großem Umfang aus Unternehmensvermögen be-
stehen – hierzu zählen auch große Aktienpakete –, werden Großvermö-
gen weitgehend von der Erbschaftsteuer verschont. 

Das beschriebene Privileg bei der Besteuerung von Unternehmenserb-
schaften sollte ersatzlos abgeschafft werden – eine entsprechende Re-
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form der Erbschafts- und Schenkungssteuer würde das bestehende 
Steueraufkommen um rund 7 Milliarden Euro erhöhen. 

Fazit 
Eine höhere Besteuerung des Vermögensbestandes und der Übertra-
gung von Vermögen würde die im internationalen Vergleich sehr un-
gleiche Verteilung des Reichtums in Deutschland zumindest im Ansatz 
korrigieren. Insgesamt könnten durch die vorgeschlagenen Maßnah-
men, die im neuen DGB-Steuerkonzept enthalten sind, pro Jahr rund 32 
Milliarden Euro an zusätzlichem Steueraufkommen generiert werden. 
Das Aufkommen aus beiden Steuern steht den Bundesländern zu. Eine 
solidarische Aufteilung dieser Mittel nach dem Anteil der Bevölkerung 
würde dem hessischen Landeshaushalt rund 2,2 Milliarden Euro an zu-
sätzlichen Einnahmen zur Verfügung stellen. Auf dieser Grundlage könn-
ten die strukturelle Unterfinanzierung des Bildungssystems in Hessen in 
weiten Teilen beseitigt werden. 

Für bessere Bedingungen in der Bildung brauchen wir deshalb einen  
Politikwechsel nach der Bundestagswahl!
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Bildungsprogramm von August 
2021 bis Januar 2022

Lea bildungsgesellschaft ist das 
gemeinnützige Bildungswerk der 
GEW Hessen. Seit 2005 bieten wir 
Fortbildungen, Qualifizierungsse-
minare, Studienreisen, Bildungsur-
laube und Personalräteschulungen 
für Kolleginnen und Kollegen aus 
Schule und Hochschule sowie dem  
Sozial- und Erziehungsbereich in 
Hessen an.  

Alle Angebote auf www.lea-bildung.de

7. September 2021 um 18 Uhr | Kassel  
Bürgerhaus Philipp-Scheidemann-Haus

Podiumsdiskussion rund um das Thema "Bildung braucht bessere Bedin-
gungen". Der Bezirksverband Nordhessen lädt die Vertreterinnen und 
Vertreter der Bundestagsparteien ein, um über ihre Vorhaben in der Bil-
dungspolitik zu sprechen.
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